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Medienmitteilung 
Basel, 21. März 2019 
 

«Basel pro Klima»: Vorausschauend und die ganze 
Themenbreite erfassend 
Wer eine Zukunft für diese Welt will, kann die Hände nicht in den Schoss legen. Es sind 
dringend konkrete Massnahmen erforderlich, um die Klimaerwärmung zu bremsen und mit 
den neuen klimatischen Voraussetzungen umzugehen. Die SP hat auch in der Vergangenheit 
immer wieder konkrete Vorschläge gemacht, wie ein wirkungsvolle Umwelt- und Klimapolitik 
aussehen kann. Mit dem Vorstoss-Paket «Basel pro Klima» liegen acht neue, konkrete 
Forderungen auf dem Tisch. Die Themen sind so vielfältig wie die Gründe für den 
menschgemachten Klimawandel. Damit beweist die SP auch, dass sie die Problematik in der 
ganzen Themenbreite konkret angehen will. 

Die SP Fraktion reicht heute im Grossen Rat acht Motionen mit folgenden Forderungen ein: 

Trinkwasserversorgung: Ausbau der regenerativen Trinkwasserversorgung und Beseitigung des 
Risikos «Deponie Feldreben». 

Reduktion der Tropennächte: Städtische Hitzeextreme sind gesundheitsgefährdend. Durch mehr 
Bäume und die Entsiegelung von Flächen kann die Anzahl sogenannter Tropennächte in Basel 
reduziert werden. 

Geldanlagen und Wirtschaftsförderung: Der Kanton, die BKB und die PK Basel-Stadt sollen ihr 
Kapital nur noch in netto-null-CO2 anlegen und investieren. Unternehmen, die im Bereich der 
nachhaltigen Entwicklung und der nachhaltigen Energie tätig sind, sind zu fördern. 

Wald: Die veränderten klimatischen Voraussetzungen erfordern eine Anpassung der Forstwirtschaft. 
Der nötige «Waldumbau» in Basel-Stadt soll wissenschaftlich begleitet werden. 

Biodiversität: Mit einem Verzicht auf synthetische Pestizide und gezielter Förderung und 
Wiedereinführung von regional wichtigen (und zum Teil verschwundenen) Pflanzenarten soll dem 
Verlust der Biodiversität entgegengewirkt werden. 

Pariser Abkommen: Der Kanton Basel-Stadt soll die Vereinbarungen des Klima-Abkommens 
umsetzen und die entsprechende CO2-Reduktion auch als Kanton sicherstellen. 

Stadtdurchlüftung: Die Luftzirkulation soll bei Transformationsarealen und Bebauungsplänen als 
wichtiges Kriterium einbezogen werden. Zudem müssen Bauwiche erhalten bleiben. 

Bahn- statt Flugreisen: Geschäftsreisen von Verwaltungsmitarbeitenden und Angestellten in den 
Betrieben mit staatlicher Beteiligung dürfen innerhalb von 1000km nur noch per Bahn absolviert 
werden. 

 
Für weitere Auskünfte stehen zur Verfügung: 

Lisa Mathys, Koordinatorin der Vorstösse 078 845 12 78 

Thomas Gander, Fraktionspräsident  078 865 10 82 
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Motion betreffend Basel pro Klima: Sicherstellung der Trinkwasserversorgung 

Die Region Basel wird mit zunehmender Trockenheit immer mehr auf eine regenerative 
Wasserversorgung angewiesen sein. Die heutige nachhaltige Gewinnung von Trinkwasser durch die 
IWB gilt dabei als vorbildlich.  

Mit der Trinkwasseranreicherung durch die Hardwasser AG in Muttenz bezieht der Kanton Basel-
Stadt einen  grossen Teil seines Trinkwassers aus dem Nachbarkanton. Neben den Fragestellungen 
im Zusammenhang mit der durch den fortschreitenden Klimalwandel induzierten Trockenheit stellt 
die unmittelbar neben der Trinkwasseranreicherung gelegene Deponie Feldreben in Muttenz ein 
nach wie vor nicht zufriedenstellend gelöstes Risiko dar. Der Ruf nach einer Totalsanierung, wie es 
Roche exemplarisch in Grenzach vormacht, gewinnt zusätzlich an Bedeutung. Da viele der 
Gemeinden im Kanton Baselland auf nicht regenerative Grundwassergewinnung setzen, ist in 
diesem Jahrhundert mit einer Verschlechterung deren Trinkwasserversorgung zu rechnen. Schon in 
den letzten Trockenperioden hatten mehrere Gemeinden Probleme, ihren Wasserbedarf zu decken.  

Durch das zu erwartende Wachstum der Agglomerationsgemeinden wird der Wasserverbrauch 
erhöht und dadurch die Trinkwasserknappheit verstärkt. Es ist deshalb davon auszugehen, dass der 
Kanton Baselland in Zukunft seine Wasserressourcen selbst nutzen muss.  

Um auch in Zukunft eine zuverlässige Trinkwasserversorgung zu gewährleisten, fordern die 
Unterzeichnenden folgende Massnahmen: 

1. Es muss einen Stresstest für die Trinkwasserversorgung in der Region Basel (Basel-Stadt 
und Baselland) durchgeführt werden. Dabei sind das zu erwartende Bevölkerungs-
wachstum und die zu erwartende Zunahme von Dürren mit einzubeziehen. 

2. Die regenerative Trinkwasserversorgung, wie sie durch die IWB und die Hardwasser AG 
durchgeführt wird, ist auszubauen. Der Kanton Basel-Stadt soll auf seinem Kantonsgebiet 
weitestgehend autark Grundwasser anreichern. Dazu soll ein Ausbau der 
Grundwasseranreicherung im Bereich Lange Erlen geprüft werden. Kann die IWB die 
nötigen Adaptionsmassnahmen nicht alleine bewältigen, wird eine Wiedereingliederung der 
Trinkwasserversorgung in den Kanton geprüft. 

3. Der Regierungsrat muss darauf hinwirken, dass die risikobehaftete Situation mit der Deponie 
Feldreben (endlich) beseitigt werden kann. Die Machbarkeit einer Totalsanierung ist zu 
prüfen. 

 

Stephan Luethi  

076 437 04 88 
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Motion betreffend Basel pro Klima: Reduktion und Verminderung von Hitzeextremen und 
Tropennächten in Basel zur Verringerung hitzebedingter Sterblichkeit  

Die Hitzesommer von 2003 und 2015 forderten viele Todesopfer. Vor allem Betagte, Kranke, 
Kleinkinder und Schwangere leiden unter den extremen Bedingungen in solchen Hitzephasen. 
Solche Ereignisse werden sich in Folge des Klimawandels häufen.  

Durch den städtischen Wärmeinseleffekt sind hohe Temperaturextreme in Städten wie Basel noch 
stärker ausgeprägt als im Umland. Hauptursache dafür ist die starke Versiegelung des Bodens. Um 
die Mortalität durch Hitze einzudämmen und die zu erwartenden Zunahme an Energieverbrauch 
durch Kühlung einzudämmen, sollen folgende Massnahmen ergriffen werden: 

1. Pflanzung von Stadtbäumen. (Die Sonneneinstrahlung vor allem im Sommer wird durch eine 
starke Erhöhung der Anzahl Bäumen reduziert.) 

2. Städtebaulich wird so wenig Boden wie möglich versiegelt. Unnötig versiegelte Flächen 
werden gegebenenfalls entsiegelt und in Grünräume überführt. 

3. In Zusammenarbeit mit stadtmeteorologischen Forschungsgruppen wird analysiert, durch 
welche baulichen Massnahmen die sommerlichen Tageshöchsttemperaturen und die 
Anzahl an Tropennächten in der Stadt reduziert werden können. Die im städtischen Kontext 
effizientesten Massnahmen sind umzusetzen. 

 

Stephan Luethi 

076 437 04 88 
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Motion betreffend Basel pro Klima: Nur noch zukunftsorientiert investieren 

Klimarisiken sind finanziell materielle Risiken. Dies sagen heute nicht nur mehr NGOs, auch Mark 
Carney der Chef der britischen Zentralbank oder Philipp Hildebrand ex-SNB-Chef, und aktuell beim 
grössten Vermögensverwalter BlackRock, anerkennen dies. So unterstützt das Financial Stability 
Board die Richtlinien der Task Force on Climate-Related Financial Disclosures (TCFD-Richtlinien), 
welche verlangen, dass Klimarisiken analog zu anderen finanziellen Risiken im jährlichen Reporting 
Rechnung getragen wird. Auch die Finanzdienstleister haben das Risiko erkannt. Die PUBLICA, die 
PKZH und BVK haben Kohleinvestitionen abgestossen – aus finanziellen Gründen. Gewisse Länder 
verstehen es auch: So hat Irland entschieden, dass alle Kohle- und Öl-Investitionen abgestossen 
werden und die EU gleist aktuell einen Sustainable Finance Aktionsplan auf, welcher den gesamten 
europäischen Finanzsektor umkrempeln wird. Nachhaltigkeit wird Teil der Verpflichtungen von 
Finanzdienstleistern. 

Damit der Kanton Basel-Stadt diesen Entwicklungen Rechnung trägt, muss folgendes geschehen: 

1. Alle Geldanlagen des Kantons Basel-Stadt müssen bis 2025 netto Null-CO2-Emissionen 
emittieren (inklusive Scope 3). 

2. Die Basler Kantonalbank verpflichtet sich ab sofort dazu, die TCFD-Richtlinien umzusetzen 
und eine Klimastrategie zu veröffentlichen, welche aufzeigt, wie alle ihre Investitionen und 
Kredite ab 2030 netto-null-CO2-Emissionen emittieren (inklusive Scope 3). 

3. Die Pensionskasse Basel-Stadt verpflichtet sich ab sofort dazu, die TCFD-Richtlinien 
umzusetzen und eine Klimastrategie zu veröffentlichen, welche aufzeigt, wie alle ihre 
Anlagen ab 2030 netto-null-CO2-Emissionen emittieren (inklusive Scope 3). 

4. Der Kanton fördert im Sinne eines "Green New Deals" die Ansiedlung  und den Aufbau von 
Forschungseinrichtungen und die Förderung von Unternehmen im Bereich der nachhaltigen 
Entwicklung und erneuerbaren Energien mit dem Ziel einer ökologisch und ethisch 
nachhaltigen wirtschaftlichen Entwicklung. Dadurch wird der Kanton Basel-Stadt mittel- bis 
langfristig auch unabhängig von der weiteren Entwicklung der Pharmaindustrie. 

 

Nicole Amacher  

078 678 58 47 
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Motion betreffend Basel pro Klima: Nachhaltiger Waldumbau im Klimawandel  

Aufgrund des durch den Menschen verursachten Klimawandels hat sich die globale 
Durchschnittstemperatur weltweit um 0,85°C erhöht (IPCC Fifth Assessment Report, 2013). Die 
Erhöhung fällt stärker aus, je weiter man sich auf der Nordhalbkugel in nördliche Breiten begibt. In 
Basel ist die Durchschnittstemperatur seit Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts um 1,48°C 
gestiegen (Durchschnitt 1997 bis 2016 im Vergleich zu 1901 bis 1920). In dieser Periode stieg die 
jährliche Durchschnittstemperatur in Basel von 9,52°C auf 10,99°C und entspricht somit heute 
nahezu jener von Lugano zu Beginn des letzten Jahrhunderts (11,20°C). Das Bundesamt für 
Meteorologie und Klimatologie rechnet damit, dass die Durchschnittstemperatur in Basel bis zur 
Mitte dieses Jahrhunderts auf die Werte von Lugano ansteigen wird und ergo bis zum Ende dieses 
Jahrhunderts diese Werte sogar signifikant übersteigen wird. Dabei ist zu bedenken, dass in Basel 
mit rund 800mm Jahresniederschlag weniger als halb so viel Niederschlag fällt wie in Lugano mit 
rund 1670mm Jahresniederschlag (Durchschnittswerte 1864-2016). Dadurch ist langfristig die 
Waldgesundheit in unserer Region als gefährdet einzustufen, und ein Handeln ist dringend nötig. 

Fichten und Buchen haben bereits im Hitzesommer 2018 sehr gelitten und mussten teilweise 
grossflächig entfernt werden, es ist mit weiteren grösseren Ausfällen aufgrund von Langzeitschäden 
zu rechnen. Es ist offensichtlich, dass unsere heutige Waldzusammen-setzung nicht an das zu 
erwartende Klima angepasst ist. Da die wichtigsten Waldbäume erst mit einem Alter von über 70 
Jahren ihren vollen ökologischen und wirtschaftlichen «Nutzen» erbringen, muss ein Umbau unserer 
Wälder möglichst bald beginnen.  

Heute sind vor allem nordamerikanische Baumarten wie die Douglasie und die Roteiche als 
potentielle Baumarten für den Klimawandel im Fokus der Forstwirtschaft. Diese Arten sind jedoch 
einerseits ökologisch wenig wertvoll und auch nicht an ein trocken-heisses Klima angepasst. Deshalb 
fordern die Unterzeichnenden, dass in Basel-Stadt folgende Massnahmen ergriffen werden: 

1. Bis 2050 müssen mindestens 80% der Jungbäume im Wald im Kanton Basel-Stadt mit 
einem Brusthöhendurchmesser (BHD) von ≤ 20 cm aus Arten bestehen, welche (1) einer 
Durchschnittstemperatur von >14°C und einer ausgeprägten Sommertrockenheit angepasst 
sind und (2) von einer europäischen bis mediterranen Herkunft sind. 

2. Die Adaption an den Klimawandel muss wissenschaftlich begleitet werden. Dafür stellt der 
Kanton Basel-Stadt ein interdisziplinäres Gremium aus den Umwelt- und Forstwissen-
schaften zusammen. 

3. Um das Ziel einer nachhaltigen Waldentwicklung zu erreichen, muss der Kanton Basel-Stadt 
(gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit dem Kanton Basel-Landschaft und anderen 
Kantonen) Forstbaumschulen gründen, welche auf die Anzucht von angepassten und 
ökologisch wertvollen Baumarten spezialisiert sind. Dazu sind ebenfalls Mutterbaum-
pflanzungen zur Sicherstellung einer diversen und ausreichenden Saatgutversorgung 
anzulegen. 

4. Die Forstbetriebe müssen die nötigen Mittel erhalten, dass sie die Anpassung an den 
Klimawandel schnellstmöglich umsetzen können. 

 

Lisa Mathys 

078 845 12 78 
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Motion betreffend Basel pro Klima:  Erhalt und Erhöhung der Biodiversität 

In den vergangenen Jahrzehnten kam es durch die Umweltverschmutzung und den Klimawandel zu 
einem extremen Rückgang der Biodiversität. Durch den Klimawandel werden viele Arten noch weiter 
unter Druck geraten so sind beispielweise im letzten Hitzesommer die Fische in unseren regionalen 
Gewässern verendet und Flachwurzler wie die Buchen vertrocknet.  Viele Insekten- und Vogelarten 
sind von einem evidenten Rückgang betroffen. Dies wird vor allem durch eine starke Reduktion 
geeigneter Nahrungsressourcen und Lebensräume sowie durch eine intensivierte Landwirtschaft 
und den Einsatz verschiedener Pestizide verursacht.  

Obwohl die Fläche des Kantons Basel-Stadt verhältnismässig klein ist, kann unser Kanton einen 
wichtigen Beitrag zum Erhalt und Förderung vieler Arten liefern.  

Die Unterzeichnenden fordern folgende Massnahmen: 

1. Der Einsatz synthetischer Pestizide (wie z.B.  Glyphosat) wird in der landwirtschaftlichen 
Produktion und dem privaten Gebrauch auf dem Kantonsgebiet verboten, in der 
Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse und in der Boden- und Landschaftspflege 
ebenfalls. Weitere Pestizide (wie beispielweise Sulfoxaflor) welche sich ebenfalls als 
schädlich für die Umwelt erweisen, dürfen nicht erlaubt werden.  

2. Eine biologische Bekämpfung von Schadorganismen ist vorzuziehen. Ausnahmen können 
nur im Falle einer verheerenden Ausbreitung eines Schadorganismus gewährt werden. 

3. Auf dem Kantonsgebiet wird die Biodiversität proaktiv ausgebaut. Dafür werden wichtige 
Pflanzenarten gefördert oder (wieder) angesiedelt, welche eine wichtige Nahrungsgrundlage 
für die in der Region (potentiell) heimischen Tierarten bilden. 

4. Der Erfolg dieser Massnahmen wird wissenschaftlich begleitet, untersucht und die Methoden 
gegebenenfalls adaptiert. 

5. Da die Natur weder vor Kantons- noch Landesgrenzen haltmacht, erwarten wir von der 
Regierung, dass sie sich überregional für ein Verbot von Pestiziden einsetzt.  

 

Sasha Mazzotti 

078 944 30 01 
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Motion betreffend Basel pro Klima: Pariser Klimaabkommen einhalten 

Aufgrund des durch den Menschen verursachten Klimawandels hat sich die globale 
Durchschnittstemperatur weltweit um 0.85°C erhöht (IPCC Fifth Assessment Report, 2013). 

Da die Erhöhung stärker ausfällt, je weiter man sich auf der Nordhalbkugel in nördliche Breiten 
begibt, ist die Durchschnittstemperatur in Basel seit Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts sogar um 
1.48°C gestiegen (Durchschnittliche Temperatur in der Zeitspanne von 1996 bis 2016 im Vergleich 
zu jener von 1901 bis 1920). In dieser Periode stieg die jährliche Durchschnittstemperatur in Basel 
konkret von 9,52°C auf 10,99°C und entspricht somit heute nahezu jener von Lugano zu Beginn des 
letzten Jahrhunderts (11,20°C).  

Das Bundesamt für Meteorologie und Klimatologie rechnet damit, dass die Durchschnittstemperatur 
in Basel bis zur Mitte dieses Jahrhunderts auf die aktuellen Werte von Lugano 
(Durchschnittstemperatur 2017 13,3°C) ansteigen wird und dementsprechend bis zum Ende dieses 
Jahrhunderts die jetzigen Werte in Basel signifikant übersteigen wird.  

Damit die Klimaerwärmung auf das durch das Pariser Klimaabkommen vorgegebene Ziel von 
deutlich unter 2°C beschränkt werden kann, müssen die Emissionen an Treibhausgasen in den 
nächsten 32 Jahren netto auf null gesenkt werden.  

Der Klimawandel fordert uns alle heraus, nur wenn wir alle uns um die Reduktion der 
Treibhausgasemissionen bemühen – und nicht nur vom Bund ein Handeln fordern – können wir die 
gesteckten Ziele erreichen. 

Deshalb fordern die Unterzeichnenden, dass in Basel-Stadt folgende Massnahmen umgesetzt 
werden: 

1. Der Kanton Basel-Stadt senkt die kantonalen CO2-Emissionen in einem ersten Schritt bis 
2030 um 40% gegenüber dem Referenzjahr von 2010. 

2. Die Nettoemissionen von Basel-Stadt werden anschliessend bis 2050 auf 0 gesenkt. 
3. Der Regierungsrat berichtet jährlich über die ergriffenen Massnahmen. 

 

Danielle Kaufmann 

079 381 20 72 
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Motion betreffend Basel pro Klima: Massnahmen zur besseren Durchlüftung der Stadt und 
zur Verbesserung des Luftklimas. 

In Städten herrscht aufgrund diverser Faktoren ein eigenes Mikroklima. Bebauungsstruktur, 
Bodenversiegelung, ein geringerer Vegetationsbestand, Emissionen von Luftschadstoffen, 
mangelnde Querlüftung in den Hinterhöfen von Blockrandbebauungen und Abwärme verursachen 
eine höhere Lufttemperatur in der Stadt als im Umland. Dies ist insbesondere in Hitzephasen fatal.  

Gebäude wirken als Strömungshindernisse für die Luftzirkulation und im grösseren Zusammenhang 
wird die Entlüftung im Rheintalgraben behindert.  

Insbesondere Gebäuderiegel, flächenhafte Bebauungen und die Aufhebung des sogenannten 
Bauwiches haben eine geringere Durchlüftung zur Folge. In den nächsten Jahren steht eine  
Weiterentwicklung der Stadt und eine Verdichtung geeigneter Gebiete an. Wichtig ist deshalb eine 
sorgfältige Planung, welche die lokalklimatischen Gesichtspunkte und insbesondere die Thematik 
der Durchlüftung einbezieht.  

Der vor Jahren im Bau- und Planungsgesetz aufgehobene Bauwich (im Volksmund vielfach 
Baulücke genannt) verhindert mit den nun geschlossenen Blockrandbebauungen die notwendige 
Querlüftung, damit das Mikroklima in den Hinterhöfen verbessert und die Smogbildung eingedämmt 
werden kann. Gesamtstädtisch sind „Durchlüftungskanäle“ wie die Bahnareale offen zu halten und 
nicht durch Bauriegel oder Hochhäuser zu beeinträchtigen. Bei neuen Bebauungsplänen sind 
Frischluftschneisen einzuplanen. 

Die Motionäre beauftragen die Regierung folgende Massnahmen umzusetzen: 

1. Es wird ein kurz- und langfristiger Massnahmenplan zur Verbesserung der Durchlüftung in 
der Stadt, der Quartiere bis und mit den Blockrandbebauungen erarbeitet und umgesetzt. 

2. Bei den Transformationsarealen und entlang den Bahnarealen sind Strukturen zu wählen, 
die eine gute Luftzirkulation und Durchströmung sicherstellen. 

3. Bei der Festsetzung von Bebauungsplänen ist eine gute Luftzirkulation zu gewährleisten 
sowie auf die Quer- und Entlüftung zu achten. 

4. In Zusammenarbeit mit stadtmeteorologischen Forschungsgruppen (Uni Basel) wird 
analysiert, mit welchen Massnahmen die sommerlichen Tageshöchsttemperaturen und die 
Anzahl Tropennächte reduziert werden können. Weiter ist aufzuzeigen, wie in den 
Hinterhöfen das Mikroklima verbessert werden kann. 

5. In den Neunzigerjahren wurde das Bau- und Planungsgesetz abgeändert in dem der 
Bauwich abgeschafft wurde. Es ist zu untersuchen und zu prüfen ob die noch vorhandenen 
Bauwiche offen gelassen bleiben und über die fraglichen Gebiete eine Planungszone gelegt 
wird. 

6. Die Regierung berichtet innert 1 Jahr über die ersten Ergebnisse und setzt in dieser Frist 
kurzfristige Massnahmen um. Für die anderen Massnahmen gilt die Motionsfrist von 4 
Jahren. 

 

Alexandra Dill 

079 415 87 01 
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Motion betreffend Basel pro Klima: Bahnreisen statt Flugreisen von Mitarbeitende des 
Kantons Basel-Stadt und seiner Beteiligungen 

Die Billigfliegerei, besonders auf den Kurzstrecken in europäische Städte, verschärft die CO2-
Problematik massiv. Durch den angenommenen jährlichen Zuwachs des Luftverkehrs um ca. 5% 
kann selbst ein Anstieg der Treibstoffeffizienz von 2% pro Jahr den Treibhauseffekt nicht vermindern. 

Auch wenn die Energieeffizienz der Flieger in den letzten 20 Jahren deutlich gestiegen ist (von 6,3 
auf 3,7 Liter pro Person pro 100 km), kann dies nicht über die Umweltschädlichkeit des Flugverkehrs 
hinwegtäuschen. Die größte Menge CO2 wird beim Start und bei der Landung ausgestoßen, 
weshalb Kurzstreckenflüge auf die Flugdistanz gesehen mehr CO2 pro Kilometer emittieren als 
Langstreckenflüge. Die Auswirkungen auf den Klimawandel sind in der Flughöhe, in der Flugzeuge 
unterwegs sind, etwa 2,7 mal größer als am Boden. 

Um das Gewissen zu beruhigen kann CO2 kompensiert werden, indem man Zertifikate kauft. 
Andernorts werden dann CO2-reduzierende Massnahmen in der gleichen Höhe ergriffen. Die 
Kompensation löst nicht das Problem. An der Quelle (dem gebuchten Flug) werden immer noch 
massenhaft Emissionen ausgestoßen, welche natürlich an anderen Orten nicht wirklich 
ausgeglichen werden können.  

Auf einer Zugfahrt mit gleicher Länge wird pro Passagier 10 mal weniger CO2 in die Luft abgegeben. 
Beim Auto wird auf den Kilometer gesehen ungefähr die gleiche Menge CO2 emittiert wie beim 
Fliegen. 

Was können wir in Basel-Stadt tun um die Auswüchse beim Fliegen zu reduzieren? 

Basel liegt im Zentrum Europas mit tollen und dichten Bahnverbindungen in alle Richtungen. Es liegt 
deshalb auf der Hand, für geschäftliche Reisen die Bahn zu benützen. Für viele Destinationen in 
Europa ist man mit dem Flugzeug zudem kaum schneller als mit dem Zug. Beim Zug fällt die 
unnötige und unproduktive lange Wartezeit am Flughafen weg und die Bahnhöfe liegen an den Ziel-
Destinationen viel zentraler, womit der Transfer vom Flughafen ans eigentliche Ziel entfällt. Auf der 
Zugreise können Akten studiert, es kann am Laptop gearbeitet werden oder, wenn mehrere 
Personen gemeinsam reisen, können Besprechungen durchgeführt werden. 

Im Umweltschutz gilt der Slogan: Global denken – lokal handeln. 

Ein konkreter Beitrag zur Reduktion des CO2-Ausstosses kann der Kanton Basel-Stadt leisten, wenn 
seine Mitarbeitenden für Geschäftsreisen im Radius von 1'000 km konsequent die Bahn benützen. 

Die Unterzeichnenden beauftragen den Regierungsrat, innert 6 Monaten 

• die entsprechenden Verordnungen, Richtlinien und Reglemente so anzupassen, dass 
Verwaltungs-Mitarbeitende, welche geschäftlich reisen müssen, die Ziele bis zu einem 
Radius von 1'000 km nur noch mit der Bahn zurückzulegen dürfen. Ausnahmeregelungen 
sind restriktiv zu handhaben. 

• bei den vollkonsolidierten kantonalen Beteiligungen die Eignerstrategien so anzupassen, 
dass für diese die gleichen Reisebedingungen zur Anwendung kommen wie für 
Mitarbeitende beim Kanton. 

 

Jörg Vitelli 
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